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Mindestens 16 Personen mussten nach Angaben von Demo-Sanis infolge brutaler Angriffe der
Polizei mit Knüppeln und Pfefferspray am 14. Januar mit Knochenbrüchen und anderen
Verletzungen ins Krankenhaus eingeliefert werden. Besonders schwer hatte es einen 65-jährigen
Mann getroffen, der ohnmächtig, aus Mund und Nase blutend am Boden lag.

Ursache – oder genauer Vorwand – für den Einsatz mehrerer Hundertschaften war die
Solidarisierung mit Palästina durch die Demonstration. Angeblich, so die Polizei-Erzählung wäre die
verbotene Losung „From the river to the sea, Palestine will be free“ von einem Redner und
Demonstrationsteilnehmer gerufen worden. Infolgedessen wurden eine Reihe Personen
festgenommen.

Nachdem weiter vorne laufende Demonstrant:innen und ganze Blöcke zurückliefen, um sich zu
solidarisieren, schlug die Polizei richtig los. Zweifellos wird die Polizeiführung, deren Einsatzkräfte
nicht zum ersten Mal provokativ die Demonstration angriffen, einen Grund zurechtzimmern, warum
auch dieser Einsatz „verhältnismäßig“ gewesen wäre und eigentlich die behelmten
Knüppeleinheiten Opfer und nicht Täter:innen gewesen wären.

Klar wird auch das Abgeordnetenhaus über die Provokation, über den Angriff auf das
Demonstrationsrecht beraten – mit vorhersehbarem Ausgang: Schuld sind die Demonstrant:innen.
Schließlich wird die Solidarität mit Palästina, die immer schon öffentlich denunziert wurde, seit
Monaten von Regierungen und Parlamenten kriminalisiert. Auch der „Zivilgesellschaft“, also der
bürgerlichen Öffentlichkeit, kann es davon nicht genug geben. So setzt eben die Polizei den
politischen Marschbefehl – natürlich nicht nur am 14. Januar – um.

Während antiimperialistische Solidarität kriminalisiert und verprügelt wird, sorgen sich
Zehntausende nach den jüngsten Enthüllungen über die rassistischen Deportationspläne von
Vertreter:innen der AfD, der Identitären und der Werteunion bei einem „privaten“ Treffen in
Potsdam um die deutsche Demokratie. Zweifellos ist die Sorge und Angst um die Errichtung eines
rassistischen Abschiebe- und Ausweisungsregimes berechtigt. Die AfD und diverse faschistische
Gruppierungen bilden dabei die extreme Speerspitze einer Politik, die den stetigen Forderungen
nach einer immer rigideren Migrations- und Flüchtlingspolitik und der geplanten faktischen
Abschaffung des Asylrechts durch die EU Vorschub leistet. Vorschub leistet dem Rechtsruck dabei
aber auch die Diffamierung der Palästina-Solidarität, von Palästinenser:innen, Araber:innen,
Muslim:innen als undemokratisch und antisemitisch sowie die Gleichsetzung von Antisemitismus
und Antirassismus. Wer den immer stärker werdenden antimuslimischen Rassismus und die
Kriminalisierung und Diffamierung der Palästina-Solidarität nicht bekämpft, der wird letztlich auch
den Rechtsruck nicht stoppen können.

Die LL-Demonstration hat sich hier vollkommen richtig verhalten. Sie ließ sich nicht einschüchtern,
sondern vielmehr haben sich ihre Teilnehmer:innen gegen die Polizeigewalt gestellt.
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